
1 

H A U P T S A T Z U N G 
der Stadt Bad Sobernheim 

vom 24. Juli 2014 
 
Der Stadtrat hat auf Grund der §§ 24 und 25 Gemeindeordnung (GemO), der §§ 
7und 8 der Landesverordnung zur Durchführung der Gemeindeordnung (GemOD-
VO),des § 2 der Landesverordnung über die Aufwandsentschädigung kommunaler 
Ehrenämter (KomAEVO) die folgende Hauptsatzung beschlossen, die hiermit be-
kannt gemacht wird: 
 
 
 

§ 1 
Öffentliche Bekanntmachungen, Bekanntgaben 

 
(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Stadt erfolgen im Amtsblatt der Verbandsge-
meinde Bad Sobernheim und im Internet unter www.badsobernheim.de. 
 
(2) Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erläuterungen 
können abweichend von Absatz 1 durch Auslegung in einem Dienstgebäude der 
Verbandsgemeindeverwaltung zu jedermanns Einsicht während der Dienststunde 
bekannt gemacht werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebäude und 
Raum), Frist und Zeit der Auslegung spätestens am Tage vor dem Beginn der Aus-
legung durch öffentliche Bekanntmachung in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. 
Die Auslegungsfrist beträgt mindestens sieben volle Werktage. Besteht an dienst-
freien Werktagen keine Möglichkeit der Einsichtnahme, so ist die Auslegungsfrist so 
festzusetzen, dass an mindestens sieben Tagen Einsicht genommen werden kann. 
 
(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist und 
hierfür keine besonderen Bestimmungen gelten, gilt Absatz 2 entsprechend. 
 
(4) Dringliche Sitzungen im Sinne von § 8 Abs. 4 DVO zu § 27 GemO des Stadtrates 
oder eines Ausschusses werden abweichend von Absatz 1 in der durch den Stadtrat 
mit Beschluss bestimmten Zeitung bekannt gemacht, sofern eine rechtzeitige Be-
kanntmachung gemäß Absatz 1 nicht mehr möglich ist. Der Stadtrat entscheidet 
durch Beschluss, in welcher Zeitung die Bekanntmachungen erfolgen, der Beschluss 
ist öffentlich bekanntzumachen. 
 
(5) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer Umstände 
die vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt werden, so erfolgt in 
unaufschiebbaren Fällen die öffentliche Bekanntmachung durch öffentlichen Ausruf. 
Die Bekanntmachung ist unverzüglich nach Beseitigung des Hindernisses in der vor-
geschriebenen Form nachzuholen, sofern nicht der Inhalt der Bekanntmachung 
durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist. 
 
(6) Sonstige Bekanntgaben erfolgen gemäß Absatz 1, sofern nicht eine andere Be-
kanntmachungsform vorgeschrieben ist. 
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§ 2 
Ausschüsse des Stadtrates 

 
(1) Die Ausschüsse werden allgemein oder im Einzelfall durch Stadtratsbeschluss 
gebildet. 
(2) Das Nähere über die Zahl, die Aufgaben und die Bezeichnung der Ausschüsse 
sowie die Mitgliederzahl bestimmt der Stadtrat. 
(3) Mitglieder und Vertreter im  Hauptausschuss sollen Ratsmitglieder sein. Für wei-
tere Ausschüsse gilt §44 GemO 
 

§ 3 
Übertragung von Aufgaben des Stadtrates auf Ausschüsse 

 
(1) Die Übertragung der Beschlussfassung über eine bestimmte Angelegenheit auf 
einen Ausschuss erfolgt durch Beschluss des Stadtrates. Sie gilt bis zum Ende der 
Wahlzeit des Stadtrates, soweit die Beschlussfassung dem Ausschuss nicht wieder 
entzogen wird. Die Bestimmungen dieser Hauptsatzung bleiben unberührt. 
 
(2) Dem Hauptausschuss wird die Beschlussfassung über die folgenden Angelegen-
heiten übertragen: 
1. Verfügung über Stadtvermögen 
a) Vermietung und Verpachtung bis zu einer Wertgrenze von 7.500 € jährlich,  
b) Erwerb und Veräußerung bis zu einer Wertgrenze von 20.000 €. 
2. Die Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Aufwen-
dungen und Auszahlungen bis zu einer Wertgrenze von 10.000 €. 
3. Die Entscheidung über die Vermittlung von Sponsoringleistungen, Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO ohne 
Wertgrenzenbeschränkung, die Annahme von Sponsoringleistungen, Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen gemäß § 94 Abs. 3 Satz 5 GemO bis zu 
einer Wertgrenze von 2.000,- € im Einzelfall. 
 
Die Entscheidung gemäß Satz 1 Nr. 3 hinsichtlich der Vermittlung und der Annahme 
von Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen 
erfolgt im Falle von Kleinbeträgen bis 2.000,- € je Einzelfall einmal vierteljährlich 
durch verbundenen Beschluss. 
 
 

§ 4 
Übertragung von Aufgaben des Stadtrates auf den Stadtbürgermeister 

 
(1) Die Übertragung der Entscheidung über eine bestimmte Angelegenheit auf den 
Stadtbürgermeister erfolgt durch Beschluss des Stadtrates. Sie gilt bis zum Ende der 
Wahlzeit des Stadtrates, soweit die Entscheidungsbefugnis dem Stadtbürgermeister 
nicht wieder entzogen wird. Die Bestimmungen dieser Hauptsatzung bleiben unbe-
rührt. 
 
(2) Auf den Stadtbürgermeister wird die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten 
übertragen: 
1. Verfügung über Stadtvermögen 
a) Vermietung und Verpachtung bis zu einer Wertgrenze von 750 € jährlich, 
b) Erwerb und Veräußerung bis zu einer Wertgrenze vom 2.500 €. 
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2. Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außerplanmäßiger Aufwendungen 
und Auszahlungen im Benehmen mit dem Haushaltssachbearbeiter bis zu einer 
Wertgrenze von 5000 €. 
 
 
 

§ 5 
Beigeordnete 

 
(1) Die Stadt hat bis zu 3 Beigeordnete. 
(2) Für die Verwaltung der Stadt Bad Sobernheim wird 1 Geschäftsbereich gebildet, 
der auf den Ersten Beigeordneten zu übertragen ist. 
 
 

§ 6 
Aufwandsentschädigung für Mitglieder des Stadtrates 

 
(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen persönlichen 
Aufwendungen erhalten die Stadtratsmitglieder für die Teilnahme an Sitzungen des 
Stadtrates eine Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 6. Für die Sitzun-
gen der Fraktionen, die der Vorbereitung der Sitzungen des Stadtrates dienen, erhal-
ten die Fraktionsmitglieder eine Entschädigung nach Maßgabe der Absätze 2, 3 und 
6. 
 
(2) Die Entschädigung wird gewährt in Form eines Sitzungsgeldes in Höhe von 13 €. 
 
(3) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 werden keine Fahrkosten für Fahrten 
zwischen Wohnung und Sitzungsort erstattet. 
 
(4) Neben der Entschädigung nach Absatz 2 wird nachgewiesener Lohnausfall in 
voller Höhe ersetzt; er umfasst bei Arbeitnehmern auch die entgangenen tarifvertrag-
lichen und freiwilligen Arbeitgeberleistungen sowie den Arbeitgeberanteil zu den ge-
setzlichen Sozialversicherungsbeiträgen. Selbständig tätige Personen erhalten auf 
Antrag Verdienstausfall in Höhe eines Durchschnittssatzes von bis zu 30,-- € je Sit-
zung. Personen, die weder einen Lohn- noch einen Verdienstausfall geltend machen 
können, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der 
in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme 
einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen Ausgleich nach 
Satz 2. Die Anträge sind spätestens bis zum Ende des nächsten Jahres zu stellen. In 
den Fällen des § 18a Abs. 6 GemO wird unter den Voraussetzungen des Satzes 2 
Verdienstausfall je Fortbildungstag in Höhe des Betrages, wie er für eine Sitzung 
gewährt würde, erstattet, wenn die Fortbildungsveranstaltung mindestens fünf Zeit-
stunden einschließlich Pausen dauert; entsprechendes gilt in den Fällen des Nach-
teilsausgleichs (Satz 3). 
 
 
(5) Neben der Aufwandsentschädigung erhalten die Stadtratsmitglieder für Dienstrei-
sen Reisekostenvergütung nach den Bestimmungen des Landesreisekostengeset-
zes. 
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(6) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen oder Besprechungen an einem Tag wird 
nur insgesamt ein Sitzungsgeld gewährt. Für 12 Fraktionssitzungen jährlich wird ein 
Sitzungsgeld gewährt. 
 

 
§ 7 

Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen 
 
(1) Die Mitglieder der Ausschüsse des Stadtrates erhalten eine Entschädigung in 
Form eines Sitzungsgeldes nach § 6 Abs. 2 bis 6. 
 
(2) Die Mitglieder des Umlegungsausschusses erhalten für die Teilnahme an einer 
Ausschusssitzung eine Aufwandsentschädigung von 6,-- € je angefangene Stunde. 
Neben der Entschädigung werden die notwendigen Fahrkosten nach den Bestim-
mungen des Landesreisekostengesetzes erstattet. 
 
(3) Die Mitglieder sonstiger Ausschüsse und Beiräte des Stadtrates, der Stadt oder 
Vertreter der Stadt in sonstigen Gremien erhalten eine Entschädigung nach Absatz 
1, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 
 
 

§ 8 
Aufwandsentschädigung des Stadtbürgermeisters 

 
(1) Der Stadtbürgermeister erhält eine Aufwandsentschädigung gemäß § 12 Abs. 1 
Satz 1 KomAEVO. Ist der Stadtbürgermeister zugleich auch Bürgermeister der Ver-
bandsgemeinde Bad Sobernheim (Personalunion) beträgt die Aufwandsentschädi-
gung 40% der Aufwandsentschädigung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 KomAEVO. 
 
(2) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der Lohnsteuer 
nach einem Pauschsteuersatz möglich ist, wird die pauschale Lohnsteuer von der 
Stadt getragen. Die pauschale Lohnsteuer und pauschale Sozialversicherungsbei-
träge werden auf die Aufwandsentschädigung nicht angerechnet. 
 
(3) § 6 Abs. 4 und 5 gelten entsprechend. 
 
 

§ 9 
Aufwandsentschädigung der Stadtbeigeordneten 

 
(1) Ehrenamtliche Beigeordnete erhalten für den Fall der Vertretung des Stadtbür-
germeisters eine Aufwandsentschädigung in Höhe der Aufwandsentschädigung des 
Stadtbürgermeisters nach § 12 Abs. 1 Satz 1 KomAEVO. Bei einer Vertretung des 
Stadtbürgermeisters bis zu 14 Tagen beträgt sie für jeden Tag der Vertretung ein 
Dreißigstel von 50 % des Monatsbetrages gemäß Satz 1. Erfolgt die Vertretung wäh-
rend eines kürzeren Zeitraums als einen halben Tag, so beträgt die Aufwandsent-
schädigung die Hälfte des Tagessatzes nach Satz 2. Eine nach Absatz 2 gewährte 
Aufwandsentschädigung ist anteilig anzurechnen. 
 
(2) Ehrenamtliche Beigeordnete, denen ein bestimmter Geschäftsbereich übertragen 
ist, erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 25% der dem 
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Stadtbürgermeister nach § 12 Abs. 1 Satz 1 KomAEVO zustehenden monatlichen 
Aufwandsentschädigung. 
 
 (3) Ehrenamtliche Beigeordnete ohne Geschäftsbereich, die nicht Stadtratsmitglied 
sind und denen keine Aufwandsentschädigung nach Absatz 1 oder 2 gewährt wird, 
erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen des Stadtrates, der Ausschüsse, der 
Fraktionen und der Besprechungen mit dem Bürgermeister (§ 50 Abs. 7 GemO) die 
für Stadtratsmitglieder festgesetzte Aufwandsentschädigung. 
 
(4) Ehrenamtliche Beigeordnete, die nicht Mitglied des Verbandsgemeinderates sind, 
jedoch in Vertretung des Stadtbürgermeisters an Sitzungen des Verbandsgemeinde-
rates teilnehmen und denen keine Aufwandsentschädigung nach den Absätzen 1 
oder 2 gewährt wird, erhalten für die Teilnahme an diesen Sitzungen von der Stadt 
eine Aufwandsentschädigung. Sie beträgt je Sitzung ein Dreißigstel der für den 
Stadtbürgermeister festgesetzten Aufwandsentschädigung. Entsprechendes gilt für 
die Teilnahme an Besprechungen des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde mit 
den Ortsbürgermeistern gemäß § 69 Abs. 4 GemO. 
 
(5) Sofern nach den steuerrechtlichen Bestimmungen die Entrichtung der Lohnsteuer 
nach einem Pauschsteuersatz möglich ist, wird die pauschale Lohnsteuer von der 
Stadt getragen. Die pauschale Lohnsteuer und pauschale Sozialversicherungsbei-
träge werden auf die Aufwandsentschädigung nicht angerechnet. 
 
(6) § 6 Abs.4, 5 und Abs. 6 Satz 1 gelten entsprechend. 
 
 

§ 10 
In-Kraft-Treten 

 
(1) Die Hauptsatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 11. Juli 2011 außer Kraft. 
 
 
Bad Sobernheim, den 24. Juli 2014 
 
 
Gez. 
 
Michael Greiner 
Stadtbürgermeister 
 
Hinweis auf Rechtsfolge: 
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sind, 
gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
Dies gilt nicht, wenn 
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, 
oder 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder 
jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung 
unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht 
hat. 
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Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 
1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen 


